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(Nr. 13710.) Verordnung über die Abänderung der Hauszinsſteuerverordnung. Vom 9. März 1932. 


Auf Grund der Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung der Haushalte von 
Ländern und Gemeinden vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 453) wird folgendes verordnet: 


Artikel I. 
Die Hauszinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 213) nebſt den hierzu 
ergangenen Abänderungen und Ergänzungen wird mit Wirkung vom 1. April 1932 ab wie folgt 
geändert: 


1. Im $ 1 werden die Worte „die zur Förderung der Bautätigkeit“ ... bis „verwendet 
werden ſoll“ geſtrichen. 


2. Im 8 2 Abſ. 1 tritt an Stelle des Steuerſatzes „1140 vom Hundert“ der Steuerſatz 
„960 vom Hundert“. 
8 2 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
Von dem Aufkommen der Hauszinsſteuer im Rechnungsjahr 1932 ſind durch 
das Land 25 Millionen für ſeinen allgemeinen Finanzbedarf und weitere 25 Mil⸗ 
lionen für die im Zweiten Teile Kapitel TS 4 Abſ. 2 der Vierten Verordnung des 
Reichspräſidenten vom 8. Dezember 1931 (Reichsgeſetzbl. I S. 699) beſtimmten 
Zwecke (Bauanteil) zu verwenden. Von dem verbleibenden Betrage des Aufkommens 
fließen für den allgemeinen Finanzbedarf 53 vom Hundert dem Lande und nach 
näherer Vorſchrift des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz 
47 vom Hundert den Gemeinden (Gemeindeverbänden) zu (Gemeindeanteil an der 
Hauszinsſteuer). Soweit für die Durchführung der Umſchuldung der Gemeinden 
gemäß Artikel II §S 7 im Rechnungsjahr 1932 weniger als 76 Millionen RA zur 
Verfügung ſtehen ſollten, mindert ſich der Gemeindeanteil an der Hauszinsſteuer für 
dieſen Zweck. 
4. Im 8 4 Abſ. 3 treten an die Stelle 
des Steuerſatzes „360 vom Hundert“ der Steuerſatz „300 vom Hundert“, 
des Steuerſatzes „485 vom Hundert“ der Steuerſatz „400 vom Hundert“, 
des Steuerſatzes „605 vom Hundert“ der Steuerſatz „500 vom Hundert“, 
des Steuerſatzes „725 vom Hundert“ der Steuerſatz „600 vom Hundert“, 
des Steuerſatzes „845 vom Hundert“ der Steuerſatz „700 vom Hundert“, 
des Steuerſatzes „970 vom Hundert“ der Steuerſatz „800 vom Hundert“, 
des Steuerſatzes „1015 vom Hundert“ der Steuerſatz „840 vom Hundert“, 
des Steuerſatzes „1065 vom Hundert“ der Steuerſatz „880 vom Hundert“, 
des Steuerſatzes „11410 vom Hundert“ der Steuerſatz „920 vom Hundert“. 


5. Im $ 4a erſter Satz tritt an die Stelle des Steuerſatzes „920 vom Hundert“ der Steuer— 
ſatz „S800 vom Hundert“. 
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6. Im 8 5 Abſ. 1 treten an die Stelle 
des Steuerſatzes „480 vom Hundert“ der Steuerſatz „400 vom Hundert“, 
des Steuerſatzes „600 vom Hundert“ der Steuerſatz „500 vom Hundert“, 
des Steuerſatzes „700 vom Hundert“ der Steuerſatz „600 vom Hundert“. 
S 5a wird aufgehoben. 
8. Als § 5 b wird neu eingefügt: 
Die am 1. April 1932 gemäß § 2 Abſ. 1, 8 4 Abi. 3, § 720 S 5 geltenden 
. werden vom 1. April 1935 ab um 25 vom Hundert und vom 
1. April 1937 ab um weitere 25 vom Hundert geſenkt. Vom 1. April 1940 ab wird 
die Hauszinsſteuer nicht mehr erhoben. 


— 


9. Als S 5 e wird neu eingefügt: 
Eines beſonderen Veranlagungsbeſchluſſes für die ab 1. April 1932, 1935 
und 1937 auf Grund dieſer Verordnung eintretenden Steuerermäßigungen bedarf 
es nicht. 5 


10. Die 88 11 und 12 werden geſtrichen. 


11. Als § 12 a wird neu eingefügt: 
Die zuſtändigen Miniſter werden ermächtigt, 
1. den 8 9 Abſ. 2 Ziffer 1a und b Ziffer 2 zweiten Halbſatz aufzuheben und Richtlinien 
für die Gewährung von Mietbeihilfen an hilfsbedürftige Perſonen zu erlaſſen, 
2. den übrigen Teil des § 9 für die Zeit vom 1. April 1935 ab aufzuheben 


12. Im $ 13 treten an Stelle der Worte „31. März 1932“ die Worte „31. März 1940“. 


Artikel II. 
8 1. 

Faür die Ablöſung der Hauszinsſteuer gelten Zweiter Teil Kapitel 1 SS 2 und 3 der Vierten 
Verordnung des Reichspräſidenten vom 8. Dezember 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 699) in der Faſſung 
der Verordnung des Reichspräſidenten vom 6. Februar 1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 60), die Ver⸗ 
ordnung zur Durchführung der Ablöſung der Gebäudeentſchuldungsſteuer vom 11. Februar 1932 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 67) und die nachfolgenden Beſtimmungen. 


8 2 

(1) Der Ablöſung der Hauszinsſteuer find die Steuerbeträge, die ſich gemäß SS 2, 4, 4a und 5 
der Hauszinsſteuerverordnung ergeben, zugrunde zu legen. 

(2) Die Hauszinsſteuer kann auch teilweiſe abgelöſt werden, jedoch nur in Höhe von 25 vom 
Hundert, 50 vom Hundert, 75 vom Hundert der Hauszinsſteuer. Beträgt der der Ablöſung der 
Hauszinsſteuer zugrunde zu legende Steuerbetrag 4000 RM oder mehr, jo können auch 10 vom 
Hundert der Hauszinsſteuer abgelöſt werden. Bei einer Teilablöſung erfolgt eine Anrechnung der 
Hälfte der gezahlten Hauszinsſteuerbeträge gemäß Artikel 5 Abſ. 2 der Durchführungsverordnung 
vom 11. Februar 1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 67) nur in dem Verhältnis, in dem die Hauszinsſteuer 
abgelöſt worden iſt. 

8 3. 

Iſt die Hauszinsſteuer zugunſten von Mietern für das Rechnungsjahr 1931 oder einen Teil 
desſelben gemäß 8 9 Abſ. 2 Ziffer 1a oder b der Hauszinsſteuerverordnung geſtundet und nieder⸗ 
geſchlagen worden, jo tft im Falle der Ablöſung der Hauszinsſteuer, ſolange § 9 Abſ. 2 Ziffer 1 a und b 
nicht aufgehoben iſt, den Grundſtückseigentümern zugunſten ſolcher Mieter für die Dauer der Inne⸗ 
habung ihrer bisherigen Wohnung ein Betrag in Höhe des Hauszinsſteuerbetrags, der bei Nicht⸗ 
ablöſung der Hauszinsſteuer geſtundet und niedergeſchlagen worden wäre, zu gewähren, ſoweit 
ſeitens des Grundſtückseigentümers ein entſprechender Mietnachlaß erfolgt. Dieſe Beträge dürfen 
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jedoch für die Laufzeit der Hauszinsſteuer insgeſamt ein Drittel des Ablöſungsbetrags des be- 
treffenden Grundſtücks nicht überſteigen. Die hierzu erforderlichen Mittel ſind aus den Ablöſungs⸗ 
beträgen zu entnehmen. 
8 8 4. 

(1) Anträge auf Ablöſung der Hauszinsſteuer ſind an die für die Erhebung der Hauszinsſteuer 
zuſtändige Stelle zu richten. 

(2) Die Ablöſungsbeträge ſind an die Staatliche Kreiskaſſe zu entrichten, ſofern nicht der 
Finanzminiſter allgemein oder im Einzelfall etwas anderes beſtimmt. Der Finanzminiſter kann 
dieſe Befugnis auf nachgeordnete Behörden übertragen. 


(3) Die Ablöfungsbeträge find getrennt von dem laufenden Hauszinsſteueraufkommen zu ver⸗ 
einnahmen und zu verwalten. 
N 8 5. 
1 () Für die Erteilung der Beſcheinigungen gemäß Artikel 7 und 11 der Durchführungs⸗ 
verordnung vom 11. Februar 1932 (Reichsgeſetzbl. I S. 67) iſt der Vorſitzende des Grundſteuer⸗ 
ausſchuſſes zuſtändig. 
(2) Für die Beſcheinigung, die gemäß Artitel 11 der Durchführungsverordnung vom 
11. Februar 1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 67) auszuſtellen iſt, ſind nur ſolche Steuerrückſtände zu 
berückſichtigen, deren Fälligkeit nicht länger als ſechs Monate vor dem letzten Fälligkeitstermine vor 
der Zahlung oder Hinterlegung des Ablöſungsbetrags bei der für die Erhebung des Ablöſungs— 
betrags zuſtändigen Stelle liegt. 
8 6. 
Schwebt ein Rechtsmittelverfahren, ſo iſt nach endgültiger Feſtſetzung der 5 im 
Falle ihrer Ermäßigung der entſprechende Ablöſungsbetrag zu erſtatten. 


8 7. 
(1) Von dem Aufkommen aus der Ablöſung find nach Abzug der gemäß § 3 erforderlichen 
Beträge zu verwenden 


1. je 33% vom Hundert der bis zum 30. September 1932 eingehenden Ablöſungsbeträge 
für den allgemeinen Finanzbedarf in den Rechnungsjahren 1932 und 1933, 


2. je 30 vom Hundert der vom 1. Oktober 1932 bis zum 31. März 1933 eingehenden 
Ablöſungsbeträge für den allgemeinen Finanzbedarf in den Rechnungsjahren 1932 
und 1933, 


3. 33½ vom Hundert der bis zum 30. September 1932 und 30 vom Hundert der vom 
1. Oktober 1932 bis zum 31. März 1933 eingehenden Ablöſungsbeträge für die Durch— 
führung der Umſchuldung der Gemeinden, jedoch insgeſamt höchſtens 76 Millionen RAM, 

4. der Reſtbetrag der im Rechnungsjahr 1932 eingehenden Ablöſungsbeträge für die Staats- 
ſchuldentilgung. 

(2) Die Ablöſungsbeträge gemäß Abſ. 1 Ziffer 1, 2 werden zwiſchen be Lande und den 


Gemeinden (Gemeindeverbänden) nach dem in den einzelnen Rechnungsjahren jeweilig geltenden 
Schlüſſel verteilt. 


Artikel III. 


Soweit Hauszinsſteuermittel des Rechnungsjahrs 1930, die für die Förderung der Bautätig⸗ 
keit auf dem Gebiete des Wohnungs- und Siedlungsweſens beſtimmt waren, bisher für die Bau⸗ 


tätigkeit noch nicht bereitgeſtellt worden ſind, können ſie zur Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs 
herangezogen werden. 


Artikel IV. 


Artikel III des Fünften Teiles der Zweiten Sparverordnung vom 23. Dezember 1931 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 293) wird mit Wirkung vom 1. April 1932 ab aufgehoben. 
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Artikel V. 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Hauszinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926 
(Geſetzſamml. S. 213) in der durch die eingetretenen Abänderungen und Ergänzungen bedingten 
Faſſung und den Artikel II unter der Bezeichnung „Hauszinsſteuerverordnung“ neu zu ver⸗ 
öffentlichen. c 


Artikel VI. 
Die zuſtändigen Miniſter werden ermächtigt, Ausführungsvorſchriften zu erlaſſen. 


Berlin, den 9. März 1932. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Zugleich für den Miniſter für Volkswohlfahrt und den 
Miniſter des Innern 


Braun. | Klepper. 


(Nr. 13711.) Bekanntmachung der Neufaſſung der Hauszinsſteuerverordnung. Vom 9. März 1932. 


Auf Grund des Artikels V der Verordnung zur Abänderung der Hauszinsſteuerverordnung 
vom 9. März 1932 (Geſetzſamml. S. 111) wird der Wortlaut der Hauszinsſteuerverordnung vom 
2. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 213) in der durch die eingetretenen Abänderungen und Ergänzungen 
bedingten, vom 1. April 1932 ab gültigen Faſſung nachſtehend unter der Bezeichnung „Hauszins⸗ 
ſteuerverordnung“ bekanntgemacht. | 


Berlin, den 9. März 1932. 


. 155 w Der Preußiſche Finanzminiſter. 
ER or Klepper. 
Mui ö 


ul Hauszinsſteuerverordnung. 
| Artikel I. 
§ 1. 


Zur Durchführung des Geldentwertungsausgleichs wird im Zuſammenhang mit der 
Regelung des Mietweſens von den in Preußen belegenen bebauten Grundſtücken, die nicht dauernd 
land- oder forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Zwecken zu dienen beſtimmt ſind, vom 1. April 
1924 ab eine beſondere Steuer (Hauszinsſteuer) erhoben. 


Bi, 8.2. 

(1) Die Steuer beträgt 960 vom Hundert der nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 
14. Februar 1923. (Geſetzſamml. S. 29) und ſeiner Abänderungen veranlagten vorläufigen Steuer 
vom Grundvermögen. e 

(2) Von dem Aufkommen der Hauszinsſteuer im Rechnungsjahr 1932 ſind durch das Land 
25 Millionen für ſeinen allgemeinen Finanzbedarf und weitere 25 Millionen für die im Zweiten 
Teile Kapitel 1 8 4 Abſ. 2 der Vierten Verordnung des Reichspräſidenten vom 8. Dezember 1931 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 699) beſtimmten Zwecke (Bauanteil) zu verwenden. Von dem verbleibenden 
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Betrage des Aufkommens fließen für den allgemeinen Finanzbedarf 53 vom Hundert dem Lande 
und nach näherer Vorſchrift des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz 
47 vom Hundert den Gemeinden (Gemeindeverbänden) zu (Gemeindeanteil an der Hauszins⸗ 
ſteuer). Soweit für die Durchführung der Umſchuldung der Gemeinden gemäß Artikel II 8 7 
im Rechnungsjahr 1932 weniger als 76 Millionen Reichsmark zur Verfügung ſtehen ſollten, 
mindert ſich der Gemeindeanteil an der Hauszinsſteuer für dieſen Zweck. 

(3) Beträgt die Friedensmiete (der Friedensmietwert) des Grundſtücks weniger als 
6 vom Hundert des der Veranlagung zur vorläufigen Steuer vom Grundvermögen zugrunde 
liegenden Steuerwerts, ſo iſt die Hauszinsſteuer auf Antrag in der Weiſe herabzuſetzen, daß ſie 
von einer angenommenen Grundvermögenſteuer von 4 vom Hundert der Friedensmiete (des 
Friedensmietwerts) der Gebäude und der zugehörigen Hofräume berechnet wird. 


(4) Bei Grundſtücken (Grundſtücksteilen), die für gewerbliche Zwecke genutzt werden, iſt die 
Steuer auf Antrag von einer angenommenen Grundvermögensſteuer von 4 vom Hundert des 
Gebäudeſteuernutzungswerts zu berechnen. Als Gebäudeſteuernutzungswert gilt der nach den Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes, betreffend Einführung einer allgemeinen Gebäudeſteuer, vom 21. Mai 
1861 (Geſetzſamml. S. 317) für gewerbliche Räume beſonders feſtgeſtellte oder feſtzuſtellende 
Nutzungswert. f . a 

(5) Steuereingänge aus zurückliegender Zeit werden nach dem zur Zeit des Einganges 
geltenden Verteilungsmaßſtabe verteilt. N 
g 8 8. 

(1) Von der Steuer find befreit: 2 
a) die im Eigentum öffentlicher Körperſchaften ſtehenden bebauten Grundſtücke, ſofern ſie 
von öffentlichen Körperſchaften für öffentliche Zwecke oder für die unter b genannten 
Zwecke benutzt werden; f n 
b) die im Eigentum inländiſcher Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen ſtehenden 
bebauten Grundſtücke, wenn die Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen nach der 
Satzung, Stiftung oder ſonſtigen Verfaſſung ausſchließlich gemeinnützigen, mildtätigen, 
ethiſchen oder religiöſen Zwecken dienen und die Grundſtücke für dieſe Zwecke benutzt 
werden; 0 
e) die im Eigentum des Entſendeſtaats ſtehenden bebauten Grundſtücke der Botſchaften, 
Geſandtſchaften und Konſulate, die von ihnen für ihre Zwecke benutzt werden, ſofern 
Gegenſeitigkeit gewährt iſt; 
d) die Dienſtwohnungen der Geiſtlichen und Kirchendiener; 
e) diejenigen bebauten Grundſtücke, die nach 8 24 Abſ. Le bis i des Kommunalabgaben⸗ 
geſetzes den Steuern vom Grundbeſitz nicht unterliegen, ſofern ſie nicht bereits gemäß 
a bis o ſteuerfrei find. er 


(2) Die Vorausſetzungen für die Befreiungen gemäß Abſ. 1a find nicht gegeben, ſoweit die 
Grundſtücke Wohnzwecken oder werbenden Zwecken dienen. Dies gilt nicht für Kaſernenquartiere 
der Wehrmacht, für Bereitſchaftsräume der Schutzpolizei und des Reichswaſſerſchutzes ſowie für 
mit den Kaſernenquartieren und den Bereitſchaftsräumen zuſammenhängende oder in ihrer Nähe 
gelegene Wohnungen, die Angehörigen der Wehrmacht, der Schutzpolizei oder des Reichswaſſer⸗ 


ſchutzes im dienſtlichen Intereſſe zugewieſen worden ſind.— 


(3) Liegen nur für einen Teil des bebauten Grundſtücks die vorſtehenden Vorausſetzungen 
vor, ſo bezieht ſich die Befreiung nur auf dieſen Teil. N 15 her 


e § 4. N 

() Die Steuer vermindert ſich auf Antrag um die laufende Geldverpflichtung, die ſich ergibt 
aus einer am 13. Februar 1924 auf dem Grundſtücke ruhenden privatrechlichen wertbeſtändigen 
Laſt gemäß der Reichsverordnung über die Eintragung von Hypotheken in ausländiſcher Währung 
vom 13, Februar 1920 (Reichsgeſetzbl, S. 231) oder dem Reichsgeſetz über wertbeſtändige 
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Hypotheken vom 23. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 407) oder aus einer zum gleichen Zeitpunkt 
auf dem Grundſtücke ruhenden Reallaſt, bei der die in Geld zu entrichtende wiederkehrende Leiſtung 
nach einem wertbeſtändigen Maßſtab im Sinne des genannten Reichsgeſetzes beſtimmt iſt, oder 
aus ſolchen Laſten, die der Grundſtückseigentümer zur Ablöſung derartiger wertbeſtändiger Laſten 
aufnimmt. f 


(2) Entſprechendes gilt für laufende Geldverpflichtungen aus einer auf Grund des Reichs⸗ 
geſetzes über das Zuſatzabkommen vom 6. Dezember 1920 zwiſchen dem Deutſchen Reiche und 
der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, betreffend ſchweizeriſche Goldhypotheken in Deutſchland und 
gewiſſe Arten von Frankenforderungen an deutſche Schuldner, vom 23. Juni 1923 (Reichs⸗ 
geſetzbl. II S. 284) aus der Umwandlung einer ſchweizeriſchen Goldhypothek entſtandenen Franken⸗ 
grundſchuld ſowie aus ſolchen Hypotheken in in- und ausländiſcher Währung, die der Grund— 
ſtückseigentümer zur Ablöſung dieſer Frankengrundſchuld aufnimmt. Zu den laufenden Geld⸗ 
verpflichtungen gehören auch Rücklagen, die zur Abtragung der Frankengrundſchuld angeſammelt 
werden. Der Finanzminiſter beſtimmt, bis zu welcher Höhe Rücklagen als angemeſſen anzu⸗ 
ſehen ſind. 


(3) Bei Grundſtücken, die am 31. Dezember 1918 mit dinglichen privatrechtlichen Laſten 
nicht oder mit einem Goldmarkbetrage von nicht mehr als 60 vom Hundert des Friedenswerts 
belaſtet waren, iſt der Betrag der Steuer auf Antrag des Eigentümers ſo weit herabzuſetzen, daß er 


bei unbelaſteten Grundſtücken 300 vom Hundert der Grundvermögenſteuer (8 2 
Abſ. 1, 3, J), 


bei einer Belaſtung bis zu 10 vom Hundert des Friedenswerts 400 vom Hundert der 
Grundvermögenſteuer (§ 2 Abſ. 1, 3, J), 


bei einer Belaſtung bis zu 20 vom Hundert des Friedenswerts 500 vom Hundert der 
Grundvermögenſteuer (§S 2 Abſ. 1, 3, 4), 


bei einer Belaſtung bis zu 30 vom Hundert des Friedenswerts 600 vom Hundert der 
Grundvermögenſteuer (§ 2 Abſ. 1, 3, 4), 


bei einer Belaſtung bis zu 40 vom Hundert des Friedenswerts 700 vom Hundert der 
Grundvermögenſteuer (§S 2 Abſ. 1, 3, J), 


bei einer Belaſtung bis zu 45 vom Hundert des Friedenswerts 800 vom Hundert der 
Grundvermögenſteuer (§S 2 Abſ. 1, 3, J), 


bei einer Belaſtung bis zu 50 vom Hundert des Friedenswerts 840 vom Hundert der 
Grundvermögenſteuer (§ 2 Abf. 1, 3, 4), 


bei einer Belaſtung bis zu 55 vom Hundert des Friedenswerts 880 vom Hundert der 
Grundvermögenſteuer (§ 2 Abſ. 1, 3, , 


bei einer Belaſtung bis zu 60 vom Hundert des Friedenswerts 920 vom Hundert der 
Grundvermögenſteuer (8 2 Abf. 1, 3, 4) 


beträgt. Als dingliche privatrechtliche Laſten gelten nicht Hypotheken, die gemäß den SS 1187, 1190 
B. G.B. zur Sicherung von Schuldverſchreibungen auf den Inhaber eingetragen worden find. Das 
gleiche gilt von Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden, die zugunſten von Ehegatten oder von 
Perſonen, die mit dem Steuerſchuldner bis zum dritten Grade verwandt ſind, eingetragen 
worden ſind. 


(4) Bei der Berechnung der Belaſtung iſt von dem Goldmarkbetrage der eingetragenen ding⸗ 
lichen privatrechtlichen Laſten auf Antrag der Goldmarkbetrag der bis zum 31. Dezember 1918 
erfolgten Tilgung abzuſetzen. Als Tilgung gilt insbeſondere die Zahlung des Kapitals oder Ab⸗ 
löſungsbetrags, die Vereinigung von Schuld und Forderung in einer Perſon, die Zahlung von 
Tilgungsraten. 


(5) Bei denjenigen Grundſtücken, deren dingliche privatrechtliche Laſten in der Zeit nach 
dem 31. Dezember 1918 zurückgezahlt worden ſind, wird auf Antrag von dem Goldmarkbetrage 
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der am 31. Dezember 1918 eingetragenen dinglichen privatrechtlichen Laſt der Goldmarkbetrag 
der Rückzahlung abgeſetzt, ſoweit er mehr als 25 vom Hundert des Goldmarkbetrags der am 
31. Dezember 1918 eingetragenen dinglichen privatrechtlichen Laſt beträgt. 


(6) Iſt das Eigentum an Grundſtücken in der Zeit nach dem 31. Dezember 1919 bis zum 
15. November 1923 durch Kauf zu einem Goldmarkpreiſe von nicht mehr als 50 vom Hundert 
des Friedenswerts erworben worden, ſo finden die vorſtehenden Beſtimmungen in dem Abſ. 3 
Satz 1 und 2 und in den Abſ. 4 und 5 keine Anwendung. Ausgenommen iſt der Erwerb durch 
Verwandte bis zum dritten Grade und der Erwerb durch verdrängte Grenzlands⸗, Auslands- 
und Kolonialdeutſche, die durch ihre Verdrängung ihre wirtſchaftliche Lebensgrundlage ganz oder 
zum überwiegenden Teile verloren haben. Sind Grundſtücke der im Satz 1 bezeichneten Art auf 
einen anderen übergegangen, ſo finden die vorſtehenden Beſtimmungen in dem Abſ. 3 Satz 1 
und 2 und in den Abſ. 4 und 5 auch für die Rechtsnachfolger keine Anwendung, es ſei denn, daß 
die Grundstücke von dem am 31. Dezember 1919 eingetragenen Eigentümer zurückerworben 
worden ſind. 
2 (7) Als Goldmarkbetrag im Sinne der Hauszinsſteuerverordnung gilt bei den dinglichen 
privatrechtlichen Laſten, die vor dem 1. Januar 1918 eingetragen waren oder getilgt worden ſind, 
der Nennbetrag der Laſt oder der Tilgung, im übrigen der Goldmarkbetrag, der ſich unter ſinn⸗ 
gemäßer Anwendung des § 2 Abſ. 1 des Geſetzes über die Aufwertung von Hypotheken und anderen 
Anſprüchen (Auſwertungsgeſetz) vom 16. Juli 1925 (Reichsgeſetzbl.1 S. 117) berechnet. 
N (8) Als Friedenswert im Sinne der Hauszinsſteuerverordnung gilt der gemäß § 21 Abſ. 2 
des Geſetzes über die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen vom 14. Februar 
1923 (Geſetzſamml. S. 29) in der Faſſung des Geſetzes vom 28. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 119) 
feſtgeſetzte Wert. 

EN Der 9 4a. | 

Bei den über 45 vom Hundert des Friedenswerts belaſteten Grundſtücken, die vom Eigen⸗ 
tümer bewohnt oder für ſeine gewerblichen Zwecke genutzt werden, iſt auf Antrag des Eigentümers 
die auf die eigenbewohnten oder eigengenutzten gewerblichen Räume im Verhältnis der Friedens⸗ 
miete entfallende Steuer auf 800 vom Hundert der Grundvermögenſteuer ($ 2 Abſ. 1, 3, 4) 
herabzuſetzen. Dieſelbe Herabſetzung findet auf Antrag ſtatt für Grundſtücke von Baugenoſſen⸗ 
ſchaften, die von Mitgliedern dieſer Genoſſenſchaften bewohnt werden. 


8 5. ö 

() Für Einfamilienhäuſer mit einer Wohnfläche von nicht mehr als 90 Quadratmeter, 

die bis zum 1. Juli 1918 einſchließlich bezugsfertig hergeſtellt waren und ausſchließlich vom Eigen- 
tümer und ſeiner Familie bewohnt werden, iſt auf Antrag des Steuerſchuldners 
a) Steuerbefreiung zu gewähren, ſofern das Einfamilienhaus zu dieſem Zeitpunkte mit 
dinglichen privatrechtlichen Laſten nicht oder mit einem Goldmarkbetrage von nicht mehr 
als 20 vom Hundert des Friedenswerts belaſtet war, 

b) die Steuer auf 400 vom Hundert der Grundvermögenſteuer ($ 2 Abſ. 1, 3, 4) herab⸗ 
zuſetzen, ſofern das Einfamilienhaus zu dieſem Zeitpunkte bis zu einem Goldmark⸗ 
betrage von 30 vom Hundert des Friedenswerts belaſtet war, 

e) die Steuer auf 500 vom Hundert der Grundvermögenſteuer (§ 2 Abj. 1, 3, 4) herab⸗ 
zuſetzen, ſofern das Einfamilienhaus zu dieſem Zeitpunkte bis zu einem Goldmark⸗ 
betrage von 40 vom Hundert des Friedenswerts belaſtet war, 

d) die Steuer auf 600 vom Hundert der Grundvermögenſteuer (§S 2 Abſ. 1, 3, 4) herab⸗ 

zuſetzen, ſofern das Einfamilienhaus zu dieſem Zeitpunkte mit einem Goldmarkbetrage 

von mehr als 40 vom Hundert des Friedenswerts belaſtet war. 


(2) Die Freiſtellung oder Ermäßigung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß das Ein- 

familienhaus zum geringen Teile auf Grund behördlicher Maßnahmen vermietet worden iſt oder 

einzelne Räume vom Eigentümer für ſeine gewerblichen Zwecke genutzt werden. Für die Berechnung 
der Belaſtung gelten die Vorſchriften des § 4 Abſ. 3 bis 7 ſinngemäß. 
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(3) Den Eigentümern gleichgeſtellt ſind die Mitglieder von Baugenoſſenſchaften, die ein Ein⸗ 
familienhaus der Genoſſenſchaft mit der Anwartſchaft auf ſpätere Eigentumsübertragung bewohnen. 


§ 5a (fortgefallen). 


8 5 b. 


Die am 1. April 1932 gemäß § 2 Abſ. 1, § 4 Abſ. 3, § 4 a, 8 5 geltenden Hauszinsſteuer⸗ 
ſätze werden vom 1. April 1935 ab um 25 vom Hundert und vom 1. April 1937 ab um weitere 
25 vom Hundert geſenkt. Vom 1. April 1940 ab wird die Hauszinsſteuer nicht mehr erhoben. 


856. 
Eines beſonderen Veranlagungsbeſchluſſes für die ab 1. April 1932, 1935 und 1937 auf 
Grund dieſer Verordnung eintretenden Steuerermäßigungen bedarf es nicht. 


§ 6. | 
() Der Jahresbetrag der nach § 4 Abſ. 1 und 2 dieſer Verordnung zu berückſichtigenden 
laufenden Geldverpflichtungen wird nach näherer Beſtimmung des Finanzminiſters auf die monat⸗ 
lich zu entrichtenden Steuerbeträge verteilt. 


(2) Ruht eine dingliche privatrechtliche Laſt auf einem Grundſtücke, von dem nur ein Teil 
zur Steuer veranlagt iſt, ſo ſind die zu erſtattenden oder auf die Steuer anzurechnenden Beträge 
und die Laſten für die einzelnen Grundſtücksteile nach dem Verhältnis ihres Friedenswerts 
feſtzuſtellen. ö 

(3) Ruht eine dingliche privatrechtliche Laſt auf mehreren Grundſtücken, ſo iſt ſie auf die 
einzelnen Grundſtücke nach dem Verhältnis ihres Friedenswerts zu verteilen. 


§ 7. 
(1) Neubauten und durch Um- oder Einbauten neugeſchaffene Gebäudeteile ſind von der 
Steuer befreit, wenn der Bau nach dem 1. Juli 1918 bezugsfertig geworden iſt. 


(2) Als Neubauten im Sinne des Abſ. 1 gelten nicht Bauten, die als Erſatz für kriegs⸗ 
beſchädigte oder kriegszerſtörte Gebäude ganz oder größtenteils aus öffentlichen Mitteln nach Maß⸗ 
gabe des Geſetzes über die Feſtſtellung von Kriegsſchäden im Reichsgebiet vom 3. Juli 1916 
(Reichsgeſetzbl. S. 675) errichtet worden ſind. Sofern ſolche Gebäude nach dem 1. Juli 1918 
bezugsfertig geworden ſind, gilt für die Berechnung der Belaſtung als Friedenswert der Friedens⸗ 
wert des kriegszerſtörten oder kriegsbeſchädigten bebauten Grundſtücks und als Belaſtung die 
dingliche privatrechtliche Laſt, die auf dem kriegszerſtörten oder kriegsbeſchädigten bebauten Grund⸗ 
ſtück am 31. Dezember 1918 geruht hat, jedoch höchſtens bis zum Betrag der am 1. Juli 1914 
auf dem Grundſtücke ruhenden dinglichen privatrechtlichen Laſt. 


(8) Die näheren Vorſchriften über die Beſteuerung der mit Beihilfen aus öffentlichen Mitteln 
ausgeführten Neu-, Um⸗ und Einbauten und die Belaſtung der mit derartigen Neubauten beſetzten 
Grundſtücke mit einer Grundſchuld gemäß 8 29 der Dritten Steuernotverordnung des Reichs werden 
von den zuſtändigen Miniſtern getroffen. Dieſe Vorſchriften ſind dem Landtage vorzulegen und 
auf ſein Verlangen abzuändern oder außer Kraft zu ſetzen. 


§ 8. 

(1) Die Vorſchriften des § 2 Abf. 3, der SS 3 bis 14, der 88 16, 17 und 20 des Geſetzes 
über die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen vom 14. Februar 1923 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 29) in der Faſſung der Verordnung vom 22. Oktober 1923 (Geſetzſamml. S. 478) und 
des Geſetzes vom 28. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 119) finden auf die Hauszinsſteuer ſinn⸗ 
gemäß Anwendung. Das Grundſtück haftet nur für die zur Zeit der Anordnung der Zwangs⸗ 
verſteigerung oder Zwangsverwaltung laufenden und die in den letzten ſechs Monaten vor der 
Anordnung der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung fällig gewordenen Steuerbeträge. 
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(2) Die Steuerausſchüſſe und die Berufungsausſchüſſe für die Steuer vom Grundvermögen 
ſind auch im Veranlagungs⸗ und Rechtsmittelverfahren für die Hauszinsſteuer zuſtändig. 


(3) Eines beſonderen Veranlagungsbeſchluſſes für die Hauszinsſteuer bedarf es nicht. Als 
Tag der Zuſtellung des Veranlagungsbeſcheids im Sinne des § 231 der Reichsabgabenordnung 
gilt für die Fälle des § 3 der 15. September 1926, im übrigen der 15. April 1924. Wird dem 
Steuerpflichtigen ein Veranlagungsbeſcheid mitgeteilt, ſo beginnt die Friſt der Einlegung des 
Einſpruchs erſt mit Ablauf des Tages der Mitteilung. 


(4) Rechtsmittel gegen die Veranlagung zur Hauszinsſteuer dürfen nicht damit begründet 
werden, daß die zugrunde gelegte vorläufige Steuer vom Grundvermögen oder der gemäß den 
Vorſchriften des Geſetzes, betreffend Einführung einer allgemeinen Gebäudeſteuer, vom 21. Mat 
1861 (Geſetzſamml. S. 317) beſonders feſtgeſtellte, einer rechtskräftigen Veranlagung zugrunde 
liegende Nutzungswert unrichtig ſei. 

Sad: 

(1) Der Finanzminiſter hat die Steuer, deren Einziehung nach Lage der Sache unbillig wäre, 
ganz oder teilweiſe zu erlaſſen oder zu erſtatten, ſofern die Gründe für den Erlaß oder die Erſtattung 
in dem Steuergegenſtande ſelbſt liegen, ſowie die Steuer zu ſtunden und niederzuſchlagen, inſoweit 
ihre Einziehung eine unbillige Härte bedeutet. i 
2) Insbeſondere iſt die Steuer zu ſtunden und niederzuſchlagen: 

1. bei Mietwohnungen oder Teilen von Mietwohnungen 

a) ſoweit deren Nutzungsberechtigte und die ihren Haushalt teilenden Familien- 
angehörigen zuſammen nachweisbar einen Arbeitslohn oder ein ſonſtiges Ein- 
kommen von nicht mehr als 1200 Reichsmark beziehen. Sind neben dem Nutzungs⸗ 
berechtigten und ſeiner Ehefrau andere Familienangehörige vorhanden, ſo erhöhen 
ſich die 1200 Reichsmark für jeden dieſer Familienangehörigen um je 100 Reichs⸗ 
mark, für den vierten und jeden weiteren Familienangehörigen jedoch um je 
200 Reichsmark, 


p) ſofern Sozialrentner, Kleinrentner, Kriegsbeſchädigte, Kriegshinterbliebene, die eine 
öffentliche Unterſtützung oder eine Zuſatzrente erhalten, oder Erwerbsloſe oder andere 
bedürftige Perſonen (namentlich kinderreiche Familien), welche die volle geſetzliche 
Miete nicht zahlen können, Mieter ſind, 


e) wenn die Einziehung der entſprechenden Mietbeträge dem Eigentümer nach Lage 
der Sache nicht möglich iſt oder mit Schwierigkeiten verbunden iſt, die dem Eigen⸗ 
tümer nach den Umſtänden nicht zugemutet werden können; 


2. bei Eigenwohnungen, falls der Eigentümer wegen einer vorübergehenden oder dauernden 
wirtſchaftlichen Notlage zur Zahlung der Steuer nicht in der Lage iſt oder die Voraus⸗ 
ſetzungen unter Nr. 1a oder b gegeben ſind; 


3. bei gewerblich genutzten Gebäuden, deren Räume durch Betriebseinſchränkungen, 
ungünſtigen Geſchäftsgang oder infolge ſchlechter Saiſon gegenüber der Vorkriegszeit 
erheblich geringer ausgenutzt werden. 


(3) Die Steuer iſt niederzuſchlagen, wenn Mieträume ohne Verſchulden des Eigentümers 
leerſtehen. ? 


(4) Die auf einen gewerblichen Raum entfallende Steuer ift, wenn der Eigentümer den 
gewerblichen Raum in Wohnungen umwandelt, inſoweit niederzuſchlagen, als die Wohnungs⸗ 
miete niedriger bemeſſen iſt als die gewerbliche Miete. 


(5) Der Belaſtung der Eigentümer durch laufende Geldverpflichtungen aus ſolchen Hypotheken, 
die mit mehr als 25 vom Hundert aufgewertet worden ſind (Reſtkaufgeldforderungen uſw.), iſt durch 
Stundung und Niederſchlagung von Steuerbeträgen im Verhältnis zu den Mehraufwendungen 
für Zinſen gegenüber der 25 prozentigen Aufwertung in vollem Umfange Rechnung zu tragen. 
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() Die Steuer iſt um den Betrag zu ermäßigen, den der Eigentümer als Verzinſung und 
Tilgung für den Betrag aufwendet, den er als Hypotheken für notwendig gewordene Reparaturen 
(Reparaturhypotheken) aufgenommen hat. 

(6) Der Finanzminiſter kann die im Abſ. 1 ihm zuſtehenden Befugniſſe auf die nachgeord⸗ 
neten Behörden übertragen. Er hat in dieſem Falle die nachgeordneten Behörden mit ent⸗ 
ſprechender Anweiſung zu verſehen. 

§ 10. J 

() Anträge gemäß § 2 Abſ. 3, 4, § 4, § 4a und 8 5 dieſer Verordnung ſind beim Vor⸗ 
ſitzenden des Steuerausſchuſſes anzubringen. Gegen ſeine Entſcheidung finden die gleichen Rechts⸗ 
mittel wie gegen die Veranlagung ſtatt. 


E) Der Finanzminiſter kann für die Anbringung der Anträge Friſten vorſchreiben. 
§ 11 (fortgefallen). 
§ 12 (fortgefallen). 


82 
Die zuſtändigen Miniſter werden ermächtigt, 
J. den 8 I Abſ. 2 Ziffer La und b und Ziffer 2 zweiten Halbſatz aufzuheben und Richtlinien 
für die Gewährung von Mietbeihilfen an hilfsbedürftige Perſonen zu erlaſſen, 
2. den übrigen Teil des § 9 für die Zeit vom 1. April 1935 ab aufzuheben. 


. 
Die Hauszinsſteuerverordnung tritt mit dem 1. Juli 1926 in Kraft) und mit dem 
31. März 1940 außer Kraft. Für die Zeit nach dem 1. Juli 1926 dürfen gemeindliche Zuſchläge 
zur Hauszinsſteuer nicht mehr erhoben werden. 


§ 14. \ 
Die Ausführung der Hauszinsſteuerverordnung liegt den zuftändigen Miniſtern ob. 


Artikel II. 


§ 1. 

Für die Ablöſung der Hauszinsſteuer gelten Zweiter Teil Kapitel I 88 2 und 3 der Vierten 
Verordnung des Reichspräſidenten vom 8. Dezember 1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 699) in der Faſſung 
der Verordnung des Reichspräſidenten vom 6. Februar 1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 60), die Ver⸗ 
ordnung zur Durchführung der Ablöſung der Gebäudeentſchuldungsſteuer vom 11. Februar 1932 

(Reichsgeſetzbl. 1 S. 67) und die nachfolgenden Beſtimmungen. 


82. | 
() Der Ablöſung der Hauszinsſteuer find die Steuerbeträge, die ſich gemäß Artikel I SS 2, 
4, 4 a und 5 der Hauszinsſteuerverordnung ergeben, zugrunde zu legen. 
E) Die Hauszinsſteuer kann auch teilweiſe abgelöſt werden, jedoch nur in Höhe von 
25 vom Hundert, 50 vom Hundert, 75 vom Hundert der Hauszinsſteuer. Beträgt der der Ab- 
löſung der Hauszinsſteuer zugrunde zu legende Steuerbetrag 4000 / oder mehr, ſo können 
auch 10 vom Hundert der Hauszinsſteuer abgelöſt werden. Bei einer Teilablöſung erfolgt eine 
Anrechnung der Hälfte der gezahlten Hauszinsſteuerbeträge gemäß Artikel 5 Abſ. 2 der Durch⸗ 
führungsverordnung vom 11. Februar 1932 (Reichsgeſetzbl. I S. 67) nur in dem Verhältnis, in 
dem die Hauszinsſteuer abgelöſt worden iſt. e 


*) Soweit nicht in den Abänderungsgeſetzen (Verordnungen) für einzelne Beſtimmungen ein anderer 
Zeitpunkt des Inkrafttretens beſtimmt iſt. . 
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S 3. 

Iſt die Hauszinsſteuer zugunſten von Mietern für das Rechnungsjahr 1931 oder einen Teil 
desſelben gemäß Artikel 18 9 Abſ. 2 Ziffer 1 a oder b der Hauszinsſteuerverordnung geſtundet und 
niedergeſchlagen worden, ſo iſt im Falle der Ablöſung der Hauszinsſteuer, ſolange Artikel IS 9 
Abſ. 2 Ziffer 1 a und b nicht aufgehoben ift, den Grundſtückseigentümern zugunſten ſolcher Mieter 
für die Dauer der Innehabung ihrer bisherigen Wohnung ein Betrag in Höhe des Hauszins⸗ 
ſteuerbetrags, der bei Nichtablöſung der Hauszinsſteuer geſtundet und niedergeſchlagen worden 
wäre, zu gewähren, ſoweit ſeitens des Grundſtückseigentümers ein entſprechender Mietnachlaß 
erfolgt. Dieſe Beträge dürfen jedoch für die Laufzeit der Hauszinsſteuer insgeſamt ein Drittel 
des Ablöſungsbetrags des betreffenden Grundſtücks nicht überſteigen. Die hierzu erforderlichen 
Mittel ſind aus den Ablöſungsbeträgen zu entnehmen. 


§ 4. 

(1) Anträge auf Ablöſung der Hauszinsſteuer find an die für die Erhebung der Hauszinsſteuer 
zuſtändige Stelle zu richten. 

(2) Die Ablöſungsbeträge ſind an die Staatliche Kreiskaſſe zu entrichten, ſofern nicht der 
Finanzminiſter allgemein oder im Einzelfall etwas anderes beſtimmt. Der Finanzminiſter kann 
dieſe Befugnis auf nachgeordnete Behörden übertragen. 

(3) Die Ablöſungsbeträge ſind getrennt von dem laufenden Hauszinsſteueraufkommen zu 
vereinnahmen und zu verwalten. 

§ 5. a 

(1) Für die Erteilung der Beſcheinigungen gemäß Artikel 7 und 11 der Durchführungs⸗ 
verordnung vom 11. Februar 1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 67) iſt der Vorſitzende des Grundſteuer⸗ 
ausſchuſſes zuſtändig. 

(2) Für die Beſcheinigung, die gemäß Artikel 11 der Durchführungsverordnung vom 
11. Februar 1932 (Reichsgeſetzbl. I S. 67) auszuſtellen iſt, find nur ſolche Steuerrückſtände zu 
berückſichtigen, deren Fälligkeit nicht länger als ſechs Monate vor dem letzten Fälligkeitstermine vor 
der Zahlung oder Hinterlegung des Ablöſungsbetrags bei der für die Erhebung des Ablöſungs— 
betrags zuſtändigen Stelle liegt. 

S 6. 

Schwebt ein Rechtsmittelverfahren, ſo iſt nach endgültiger Feſtſetzung der Hauszinsſteuer 

im Falle ihrer Ermäßigung der entſprechende Ablöſungsbetrag zu erſtatten. 


N § 7. 
(1) Von dem Aufkommen aus der Ablöſung find nach Abzug der gemäß $ 3 erforderlichen 
Beträge zu verwenden 
1. je 33½ vom Hundert der bis zum 30. September 1932 eingehenden Ablöſungsbeträge 
für den allgemeinen Finanzbedarf in den Rechnungsjahren 1932 und 1933, 
2. je 30 vom Hundert der vom 1. Oktober 1932 bis zum 31. März 1933 eingehenden Ab- 
löſungsbeträge für den allgemeinen Finanzbedarf in den Rechnungsjahren 1932 und 1933, 
3. 33½ vom Hundert der bis zum 30. September 1932 und 30 vom Hundert der vom 
1. Oktober 1932 bis zum 31. März 1933 eingehenden Ablöſungsbeträge für die Durch- 
führung der Umſchuldung der Gemeinden, jedoch insgeſamt höchſtens 76 Millionen 
Reichsmark, ö 
4. der Reſtbetrag der im Rechnungsjahr 1932 eingehenden Ablöſungsbeträge für die 
Staatsſchuldentilgung. 
00 Die Ablöſungsbeträge gemäß Abſ. 1 Ziffer 1, 2 werden zwiſchen dem Lande und den 
Gemeinden (Gemeindeverbänden) nach dem in den einzelnen Rechnungsjahren jeweilig geltenden 
Schlüſſel verteilt. 


Dr. Grunau, lol ten. str 1297 
: R 30 
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(Nr. 13712.) Verordnung zur Anderung der Zweiten Verordnung zur Durchführung der Hauszins⸗ 
ſteuerverordnung vom 2. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 218) in der Faſſung der Verordnung 
zur Anderung der Zweiten Verordnung zur Durchführung der Hauszinsſteuerverordnung 
vom 2. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 218) vom 2. April 1931 (Geſetzſamml. S. 57). Vom 
10. März 1932. 


Auf Grund des § 7 Abſ. 3 der Hauszinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926 (Geſetzſamml. 
S. 213) und der hierzu ergangenen Abänderungen und Ergänzungen wird folgendes verordnet: 


Artikel I. 

Die Zweite Verordnung zur Durchführung der Hauszinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926 
(Geſetzſamml. S. 218) in der Faſſung der Verordnung zur Anderung der Zweiten Verordnung 
zur Durchführung der Hauszinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 218) vom 
2. April 1931 (Geſetzſammlung S. 57) wird, wie folgt, geändert: 


§ 1. 
. Im 8 3 wird an die Stelle des Steuerſatzes von „485 vom Hundert“ der Steuerſatz 
„400 vom Hundert“ geſetzt. 
8 2. 
Dem 8 3 wird als neuer Abſatz (2) hinzugefügt: 
(2) Dieſer Steuerſatz wird vom 1. April 1935 an um 25 vom Hundert, vom 
1. April 1937 an um weitere 25 vom Hundert geſenkt. Vom 1. April 1940 an wird 
die Steuer nicht mehr erhoben. 
Artikel II. 
Eines beſonderen Veranlagungsbeſchluſſes für die ab 1. April 1932, 1935 und 1937 auf 
Grund dieſer Verordnung eintretenden Steuerermäßigungen bedarf es nicht. 


Artikel III. 
Sg. 
(1) Für die Ablöſung der Hauszinsſteuer gilt Artikel II § 1, § 2 Abſ. 2, §§ 3 bis 6 der Ver⸗ 
ordnung zur Anderung der Hauszinsſteuerverordnung vom 9. März 1932 (Geſetzſamml. S. 111). 
(2) Der Ablöſung der Hauszinsſteuer iſt der Steuerbetrag, der ſich gemäß Artikel I dieſer 
Verordnung in Verbindung mit § 2 Abſ. 3, 4, § 4 Abſ. 1, 2 der Hauszinsſteuerverordnung ergibt, 
zugrunde zu legen. 
§ 2. 
Die Ablöfungsbeträge find gemäß § 5 der Zweiten Verordnung zur Durchführung der Haus- 
zinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 218) zu verteilen. 


Artikel IV. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1932 ab in Kraft. 


Berlin, den 10. März 1932. 


Der Preußiſche Miniſter Der Preußiſche Finanzminiſter. 
für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. N Klepper. 
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